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Musterverfügung des Verwaltungs- und Rechtsdienstes, DVBU
Bussenverfügung

Der Gemeinderat von Ypsilon

(Die kantonale Baukommission)

hat als erstinstanzliche Strafbehörde

in Sachen

N ........ N ........, Hausstrasse 00, 0000 Ypsilon, 

vertreten durch Advokat M ........ M ........, Dorfstrasse 00, 0000 Yypsilon

gegen

Bussenbescheid vom ........ des Gemeinderates von Ypsilon (der kantonalen Baukommission)

betreffend

Busse wegen Zuwiderhandlungen gegen die Bauvorschriften

gestützt auf nachfolgende tatsächliche Begebenheiten und rechtliche Erwägungen

erkannt:

A. Am ........ stellte N ........ N ........ bei der Gemeindeverwaltung Ypsilon das Gesuch zum Bau eines Wohnhauses in Ypsilon, im Orte genannt „Cocco“. Nachdem das Baugesuch ordnungsgemäss aufgelegt und publiziert worden war, bewilligte die Gemeinde / die kantonale Baukommission (KBK) das Gesuch am ........ .


Mit Eingabe vom ........ stellte N ........ N ........ bei der Gemeindeverwaltung von Ypsilon das Gesuch zum Anbau eines zusätzlichen Balkons im untersten Geschoss auf der Südseite. Dieses Gesuch wurde von der Gemeinde (der KBK) am ........ an das kantonale Bausekretariat (KBS) weitergeleitet, weil die Zustimmung des Strassenamtes als notwendig erachtet wurde.

B.
Das KBS unterbreitete das Gesuch für die Anbringung des Balkons in der Folge dem kantonalen Strassenunterhaltsamt zur Begutachtung. Dieses teilte dem KBS mit, dass die Bedingungen von Art. 207 des Strassengesetzes vom 3. September 1965 nicht eingehalten seien, dass jedoch die Bewilligung mittels Errichtung eines Mehrwerts- und Beseitigungsrevers erteilt werden könnte. Dieser Revers müsse im Grundbuch zu Gunsten des Staates angemerkt werden.


Mit Vertrag vom ........ räumte N ........ N ........ dem Staat Wallis am fraglichen Balkon einen Mehrwert- und Beseitigungsrevers ein. Dieser Revers wurde am ........ im Grundbuchamt von ........ angemerkt. Eine Bewilligung wurde bisher aber noch nicht erteilt, da die Gemeinde Ypsilon (die KBK) vorgängig noch zusätzliche Abklärungen eingeleitet hat. Dies wurde dem Gesuchsteller mit Schreiben vom ........ auch schriftlich mitgeteilt. 

C.
Ungeachtet davon hat der Gesuchsteller mit dem Bau des Balkons bereits begonnen. Wie aus dem Protokoll der Baubesichtigung vom ........ zu entnehmen ist, ist der Balkon mittlerweilen bereits fast fertig erstellt. 

D.
Am ........ erachtete der Gemeinderat (die KBK) den Sachverhalt als rechtserheblich und verfällte N ........ N ........ in eine Busse von Fr. 500.--. Dieser Bussenbescheid wurde rechtlich kurz begründet und der Betroffene wurde auf sein Einspracherecht ausdrücklich hingewiesen (Art. 31i VVRG).

E.
Gegen diesen Bussenbescheid erhob Advokat M ........ M ........ für N ........ Einsprache beim Gemeinderat (KBK) und begehrt damit die Annullierung der Busse, eventualiter die Herabsetzung auf Fr. 100.--, unter Kostenfolge für den Fiskus. Eine Parteientschädigung wurde nicht beantragt.

Auf die Vorbringung des Einsprechers wird, soweit notwendig, in den folgenden Erwägungen eingetreten.

in Erwägung gezogen:

1.
Nach Art. 31i in Verbindung mit den Art. 34a – 31g VVRG kann der Gebüsste innert 30 Tagen seit Zustellung des Bussenbescheides schriftlich Einsprache an die Entscheidungsbehörde richten. Für das Einspracheverfahren sind die einschlägigen Bestimmungen des VVRG anwendbar. Der Einsprecher ist durch die vom Gemeinderat Ypsilon ausgesprochene Busse offensichtlich berührt und hat ein schützenswürdiges Interesse an deren Aufhebung oder Änderung. Auf die Einsprache ist demnach einzutreten.

2.
Gemäss Art. 54 BauG wird, wer als Verantwortlicher, insbesondere als Bauherr, Architekt, Ingenieur, Bauleiter oder Bauunternehmer ein Bauvorhaben ohne Bewilligung, in Überschreitung einer Baubewilligung oder in Missachtung darin verfügter Bedingungen und Auflagen oder Vorschriften ausführt oder ausführen lässt, oder wer vollstreckbaren baupolizeilichen Anordnungen, die ihm gegenüber ergangen sind, nicht nachkommt, von der zuständigen Baubewilligungsbehörde mit einer Busse von Fr. 100.-- bis Fr. 50'000.-- bestraft.

Bei Ausführung von Bauten und Anlagen trotz rechtskräftigem Bauabschlag, in anderen schweren Fällen und bei Rückfall kann die Busse bis auf Fr. 100'000.-- erhöht und    überdies auf Haft erkannt werden. Ausserdem sind widerrechtliche Gewinne gemäss Artikel 58 des Schweizerischen Strafgesetzbuches einzuziehen. Im Falle der Nichtbefolgung der Wiederinstandstellungsverfügung kann jährlich eine höhere Busse ausgesprochen werden, solange der widerrechtliche Zustand besteht.

In leichten Fällen beträgt die Busse Fr. 100.-- bis Fr. 1’000.--.

Wurde die strafbare Handlung unter der Führung einer juristischen Person, einer Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft begangen, so haften deren Organe solidarisch für die Busse, für die konfiszierbaren Gewinne, Gebühren und Kosten.

3.
Vorliegendenfalls geht aus den Akten ohne weiteres hervor, dass der Einsprecher für den Bau des Balkons nicht die erforderliche Baubewilligung besass. Der Umstand, dass das kantonale Strassenunterhaltsamt unter bestimmten Bedingungen sich positiv zum vorliegenden Bauvorhaben ausgesprochen hat, berechtigte den Einsprecher keineswegs, mit den Bauarbeiten zu beginnen. Erforderlich ist dafür eine kommunale (kantonale) Baubewilligung. Deshalb ist dem Einsprecher zu Recht vorzuwerfen, dass er mit den Bauarbeiten begonnen hat, bevor die Bewilligung der zuständigen Behörde vorlag. Vorkehren solcher Art sind nach Massgabe von Art. 19 Abs. 1 Ziff. 1 BauV bewilligungspflichtig. Die objektiven Strafbarkeitsbedingungen der Zuwiderhandlung gegen die Bauvorschriften sind demnach erfüllt.

In subjektiver Hinsicht muss gesagt werden, dass der Beschwerdeführer zumindest fahrlässig gehandelt hat.

4.
Zu prüfen bleibt, ob die verfügte Busse von Fr. 500.-- angemessen ist. Der Einsprecher macht unter anderem geltend, die Busse sei unverhältnismässig und stehe im Widerspruch zu ähnlichen Fällen.

Gemäss Art. 54 BauG kann die Busse von Fr. 100.-- bis Fr. 50'000.-- betragen. Innerhalb dieses Rahmens liegt sie im Ermessen der Behörde. In leichten Fällen beträgt die Busse Fr. 50.-- bis Fr. 1’000.--. Die Behörde darf aber bei der Festsetzung der Busse nicht nach Belieben vorgehen, sondern muss den Grundsatz der Verhältnismässigkeit beachten (BGE 94 I 94 f; 100 Ia 39 ff). Die Busse muss der Schwere der Übertretung angepasst sein und ist so zu bemessen, dass sie den Täter von weiteren Widerhandlungen abhält. Ferner ist der Grad des Verschuldens zu berücksichtigen.

In casu wiegt die Übertretung nicht schwer. Beim getätigten Anbau handelt es sich lediglich um einen 6 m langen Balkon im Erdgeschoss eines Wohnhauses, dessen übrige Stockwerke bereits Balkone aufweisen. Die so erfolgte Änderung ist nur geringfügiger Natur. Es liegt demnach ein leichter Fall im Sinne von Art. 54 BauG vor. Insbesondere wurde der fragliche Balkon vom Strassenunterhaltsamt ohne weiteres unter dem Vorbehalt genehmigt, dass ein Mehrwert- und Beseitigungsrevers errichtet werde. Sollten die weiteren Abklärungen der Gemeinde nichts Gegenteiliges ergeben, dürfte das Bauvorhaben auch bewilligt werden.

Trotzdem hätte der Einsprecher mit der Ausführung zuwarten müssen, da die Gemeinde (die KBK) die Baubewilligung bislang noch nicht erteilt hatte. Das Verhalten des Einsprechers wiegt dabei umso schwerer, als die Gemeinde ihm mit Schreiben vom ........ unmissverständlich mitgeteilt hat, dass sie noch weitere Abklärungen vorzunehmen habe. 

Was schliesslich der Hinweis auf Vorleben und persönliche Verhältnisse betrifft, so ist dieser zu wenig substantiiert, um für den Einsprecher erschwerend ins Gewicht fallen zu können.

5.
Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die Busse von Fr. 500.-- in keiner Weise unverhältnismässig ist. Auch der Einsprecher vermag mit seinem allgemein gehaltenen Vorwurf der Verletzung des Verhältnismässigkeitsgrundsatzes nichts Gegenteiliges darzulegen. Vielmehr entspricht die Höhe der Busse der gängigen Praxis der urteilenden Behörde in ähnlichen Fällen. Die Einsprache ist demnach abzuweisen. 

Gemässs diesem Verfahrensausgang rechtfertigt es sich Kosten im Betrage von Fr. ..... zu erheben (Art. 88 VVRG in Verbindung mit dem Gebührentarif der Gemeinde (des Staatsrates)). Eine Parteientschädigung wird nicht ausgerichtet, zumal eine solche auch nicht verlangt wurde (Art. 91 VVRG).

entschieden:

1.
Die Einsprache wird abgewiesen.

2.
Gegen N ........ N ........ wird eine Busse von Fr. 500.-- wegen Zuwiderhandlungen gegen die Bauvorschriften ausgefällt. 

3.
Die Kosten für den vorliegenden Entscheid betragen Fr. ........ und werden N ........ N ........ auferlegt (Art. 88 VVRG, sowie Art. ........ Gebührentarif der Gemeinde vom ........ (des Staatsrates vom ........ )). 


Eine Parteientschädigung wird nicht ausgerichtet.

4.
Dieser Entscheid wird Advokat M ........ M ........, Dorfstrasse 00, 0000 Yypsilon, z.H. des Einsprechers und der kantonalen Baukommission (und dem Bussenbüro) schriftlich eröffnet.

5.
Der vorliegende Entscheid kann durch Berufungserklärung innert 30 Tagen nach Zustellung des Entscheides beim Kantonsgericht angefochten werden.


Die Berufungserklärung ist in drei datierten und unterzeichneten Exemplaren zu hinterlegen. Sie muss sich als Berufungserklärung bezeichnen, muss kurz begründet angeben, inwiefern der Entscheid angefochten wird, und muss die Berufungsanträge enthalten (Art. 194bis in Verbindung mit Art. 185 StPO).


........................, den ........

Der Gemeinderat /




Die kantonale Baukommission




Der Präsident

Der Sekretär
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